
„2. Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates der Europäischen Union (EU) oder eines Vertragsstaates 
des Europäischen Wirtschaftsraumes (EWR) und deren Familienangehörigen, die das Recht auf 
Aufenthalt oder Daueraufenthalt in einem Mitgliedstaat genießen, oder“. 
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• • 

Die Ablegung der Ziviltechnikerprüfung ist voraussetzung dafür, sich als Ziviltechnikerln 
selbstständig zu machen. Gerade bei Ablegung der Ziviltechnikerprüfung befinden sich 
Kandidatinnen bisweilen in einer angespannten wirtschaftlichen Situation und investieren 
alle vorhandenen Mittel in die geplante Gründung ihres Unternehmens. Die Gebühr sollte 
daher nur im Ausmaß der allgemeinen Entwicklung des Preisniveaus angepasst werden. 

Zu § 7 (Ziviltechnikerprüfung) und § 10 (Verleihung der Befugnis): 

Die Frist von vier Wochen für die Begutachtung eines Ansuchens auf zulassung zur 
Ziviltechnikerprüfung durch die Länderkammern ist zu knapp bemessen. Die fachliche 
Überprüfung der Praxiszeiten wird von ehrenamtlichen "Sachbearbeiterinnen" bzw. 
Funktionärinnen übernommen. Zu beachten ist auch, dass für diese Gutachten das 
Präsidium der Länderkammer zuständig ist. Als entscheidendes Gremium müsste dieses 
somit jedenfalls alle vier Wochen eine Sitzung abhalten. 

Wenn in den Erläuterungen als Begründung darauf hingewiesen wird, dass die Frist für 
Anträge auf Zulassung eines Niederlassungswerbers aufgrund der 
Berufsqualifikationsanerkennungs-Richtlinie drei Monate beträgt, so könnte allenfalls nur 
für diesen Bereich eine kürzere Frist vorgesehen werden. Jedoch sind auch hier vier 
Wochen sicherlich zu kurz. vorgeschlagen wird, so wie bisher zumindest acht Wochen 
vorzusehen. 

Die bisherige Praxis der Begutachtung durch die Länderkammern wurde so verstanden 
bzw. gehandhabt, dass sie es als ihre Aufgabe sahen, das Ansuchen, insbesondere die 
Praxiszeiten, in fachlicher Hinsicht zu überprüfen. Nunmehr findet sich die Formulierung 
"Gutachten, in dem über die Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzungen durch den/die 
Antragstellerln befunden wird". Dies wird für die Länderkammern in Einzelfällen durchaus 
problematisch sein, vor allem wenn es z.B. darum geht, bestimmte Studiengänge zu 
beurteilen bzw. einem Fachgebiet zuzuordnen. 

Auch betreffend die verleihung der Befugnis wird auf die Bedenken der zu kurzen Frist 
von vier Wochen hingewiesen. 

Auch im ZTG sollte eine Befreiung von der pflicht zur Entrichtung von Gebühren und 
Abgaben des Bundes für den gesamten Bereich des vollzugs im Berufszugangs- und 
Berufsausübungsrecht und für den Bereich der Prüfungsangelegenheiten erfolgen (vgl. 
BGBI I Nr. 94/2017). 

Zu § 12 Abs. 8 (Berufsfortbildung): 

Ziviltechnikerinnen und Ziviltechniker arbeiten seit 1860 unabhängig, verantwortungsvoll 
und mit höchster Qualität für ihre Auftraggeberinnen in unterschiedlichsten 
Fachbereichen. Ziviltechnikerinnen und Ziviltechniker besitzen in ihrem Fachgebiet 
höchste Kompetenz, Wissen und Erfahrung. Um das hohe Niveau halten zu können, wird 
durch konsequente Aus- und weiterbildung die Qualifikation stets verbessert und 
ausgebaut. 

Das Ziviltechnikergesetz 1993 bildet das Thema Berufsfortbildung nur ungenügend ab, 
indem es in § 12 Abs 8 heißt: 
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„(8) Ziviltechniker sind auf dem Fachgebiet ihrer Befugnis zur laufenden Berufsfortbildung 
verpflichtet. Die Bundeskammer der Ziviltechniker hat Bestimmungen zur näheren Ausgestaltung der 
Fortbildungsmaßnahmen zur Erfüllung der Fortbildungsverpflichtung durch Verordnungen zu erlassen 
und kann darin auch Regelungen zur Meldung von Fortbildungsmaßnahmen und deren Überprüfung 
vorsehen. Darin ist auf die spezifischen Anforderungen der jeweiligen Befugnis, auf die Sicherung der 
Qualität der Leistungserbringung, auf die neuesten Entwicklungen der Wissenschaften, einschlägiger 
Rechtsnormen und allgemein anerkannter technischer Standards sowie auf das vorhandene 
Fortbildungsangebot Bedacht zu nehmen.“ 
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„Für den Fall des Erlöschens oder der Aberkennung der Befugnis sind die Urkunden für die 
verbleibende Zeit der Aufbewahrungsfrist entweder im elektronischen Urkundenarchiv der 
Ziviltechniker zu speichern oder der zuständigen Landeskammer zur weiteren Aufbewahrung gegen 
angemessenes Entgelt zu übergeben.“ 

„(2) Die Länderkammern können den ihnen durch ihre Tätigkeit im Interesse der 
Ziviltechnikergesellschaften entstehenden Aufwand in mit dem Jahresvoranschlag festzusetzenden 
jährlichen Umlagen und sonstigen Beiträgen von den Gesellschaften einheben.“ 
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